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3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird die Beklagte in AbÃ¤nderung des Urteils des
Sozialgerichts Landshut vom 11. Juli 2003 sowie des Bescheides vom 20. Januar
1988 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 11. Januar 2000 verurteilt,
der KlÃ¤gerin aus der Versicherung ihres verstorbenen Ehemannes I. Z.
BerufsunfÃ¤higkeitsrente fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar 1987 bis 31. Oktober 1996
zu zahlen.
II. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
III. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin ein Viertel der auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Rechtsstreits zu erstatten.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitgegenstand ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit vom 01.02.1987 bis 31.10.1996.

Die KlÃ¤gerin ist die Witwe des 1943 geborenen und am 24.03.2001 verstorbenen
Versicherten I. Z â�¦ Dieser hatte nach seinen wiederholten eigenen Angaben
zwischen 1959 und 1962 in seiner Heimat den Beruf des Malers erlernt und
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anschlieÃ�end in seiner Heimat bis Ende 1968 Versicherungszeiten zurÃ¼ckgelegt.
Pensionsanspruch aus der jugoslawischen Versicherung hat ab 01.07.1980
bestanden.

In Deutschland war der Versicherte vom 04.02.1969 bis 31.08. 1979
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Laut Auskunft der H. Maschinenbau GmbH vom
23.03.1981 gegenÃ¼ber der LVA Niederbayern-Oberpfalz war er vom 26.08.1969
bis 10.09.1976 als Spachtler und Lackierer im erlernten Beruf als Maler und
Lackierer tÃ¤tig. Die Entlohnung erfolgte nach dem Metalltarif fÃ¼r gelernte
Arbeiter. AnschlieÃ�end war er vom 20.10.1976 bis 31.01.1981 als
Werkzeugschleifer (angelernte TÃ¤tigkeit) bei der Firma M. nach der Lohngruppe 7
entlohnt.

Wegen doppelseitiger Lungentuberkulose wurde der Versicherte vom 23.10.1975
bis 08.07.1976 stationÃ¤r behandelt. Die Beklagte gewÃ¤hrte ihm
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente auf Zeit vom 01.12.1980 bis 30.04.1984. Aufgrund eines
sozialgerichtlichen Vergleichs vom 05.02.1986 wurde ihm erneut
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente auf Zeit vom 03.07.1985 bis 31.01.1987 gewÃ¤hrt.
Grundlage war ein Gutachten der NervenÃ¤rztin Dr.H. vom 03.02.1986, wonach der
Versicherte wegen Zustands nach Lungen-Tbc, Verdacht auf chronischen
Alkoholmissbrauch und Polyneuropathie sowie depressiv-neuroser
VerstimmungszustÃ¤nde arbeitsunfÃ¤hig und erwerbsunfÃ¤hig war. In einem
weiteren Gutachten vom 03.02.1986 hatte Dr.P. zusÃ¤tzlich eine erhebliche
LeberschÃ¤digung diagnostiziert.

Zusammen mit dem WeitergewÃ¤hrungsantrag vom 15.10.1986 wurde das
Formblattgutachten JU 207 vom 15.12.1986 mit umfangreichen fachÃ¤rztlichen
Befunden inclusive einem Entlassungsbericht betreffend den stationÃ¤ren
Aufenthalt vom 20.11. bis 09.12.1986 Ã¼bersandt. Darin heiÃ�t es, aufgrund der
Lungen-Tbc, eines anxiÃ¶s-dysphorischen und beginnenden psychoorganischen
Syndroms bei chronischem Alkoholismus und LeberschÃ¤digung seien dem
Versicherten keinerlei ErwerbstÃ¤tigkeiten mehr zumutbar. Nachdem der
Versicherte der Aufforderung zur Untersuchung in Deutschland vom 15.09. und
02.12.1987 keine Folge geleistet hatte, lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit
Bescheid vom 20.01. 1988 wegen fehlender Mitwirkung ab.

Am 29.02.1988 ging ein Schreiben des Versicherten vom 18.02. 1988 ein, worin er
wegen des offensichtlichen Gesundheitszustands um die WeitergewÃ¤hrung von
Versichertenrente bat. Dieses lieÃ� die Beklagte unbeantwortet.

Am 07.04.1992 wurde der Versicherte erneut von der Invalidenkommission in Z.
untersucht. Unter BerÃ¼cksichtigung zahlreicher Fremdbefunde ab 1991 heiÃ�t es
darin, wegen des Zustands nach Pneumothorax rechts im August 1991 seien dem
Versicherten keine kÃ¶rperlichen Arbeiten mehr zumutbar. ZusÃ¤tzlich bestehe ein
Zustand nach langjÃ¤hrigem Alkoholabusus, derzeit abstinent, ein beginnendes
psychoorganisches Syndrom und WirbelsÃ¤ulensyndrom. Leichte Arbeiten ohne
Schicht, besonderem Zeitdruck, hÃ¤ufigem Heben und Tragen von Lasten und ohne
besondere Bronchialbelastung seien auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
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vollschichtig zumutbar. Im zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf als Schleifer und Lackierer
kÃ¶nne er nur noch unter zwei Stunden eingesetzt werden. Daraufhin lehnte die
Beklagte den am 26.02.1992 gestellten Rentenantrag mit Bescheid vom 26.08.1992
ab und verwies ihn nach Erlass des Widerspruchsbescheides vom 24.11.1992
wegen einer erneuten Antragstellung an den zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger in
Jugoslawien.

Am 21.10.1997 beantragte der Versicherte erneut die GewÃ¤hrung von Rente.
Wegen des Rezidivs der Lungentuberkulose war er vom 14.10.1996 bis 14.02.1997
stationÃ¤r behandelt worden. Laut Gutachten der Invalidenkommission vom
05.02.1998 war ihm aufgrund des spirometrischen Befunds ab 21.10.1997 keinerlei
ErwerbstÃ¤tigkeit mehr zumutbar. Daraufhin gewÃ¤hrte die Beklagte dem
Versicherten mit Bescheid vom 14.07.1998 ab 01.11.1997
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente.

Am 20.07.1999 beantragte der Versicherte Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼r
die Zeit vom 01.02.1987 bis 31.10.1997 und machte geltend, die fehlende
Mitwirkung 1987 und 1988 sei wegen nachgewiesener ReiseunfÃ¤higkeit erfolgt.
Daraufhin teilte ihm die Beklagte am 11.08.1999 mit, sein Schreiben vom
18.02.1988 werde als Widerspruch gegen den ablehnenden Bescheid vom
20.01.1988 gewertet. Nachdem der Versicherte auf Aufforderung zahlreiche
Befunde aus der Zeit von 1986 bis 1999 Ã¼bersandt hatte, bewilligte die Beklagte
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente ab 01.11.1996 (AusfÃ¼hrungsbescheid vom
13.03.2000) und wies den Widerspruch im Ã�brigen zurÃ¼ck
(Widerspruchsbescheid vom 11.01.2000).

Dagegen hat der Versicherte am 25.02.2000 Klage erhoben und vorgetragen, die
vorgelegten medizinischen Unterlagen belegten, dass es zwischen 1987 und 1996
zu keiner Verbesserung des Gesundheitszustands gekommen sei. Er hat auch ein
Arbeitszeugnis der Maschinenbaufirma H. vom 30.08.1976 vorgelegt, wonach das
ArbeitsverhÃ¤ltnis als Spritzlackierer und Betriebsmaler nur deshalb beendet
wurde, weil er wegen einer inzwischen ausgeheilten Krankheit nicht mehr als
Spritzlackierer arbeiten konnte. Im Auftrag des Gerichts hat der Internist und
Lungenarzt Dr.S. am 02.04.2001 ein Gutachten nach Aktenlage erstellt. Danach
lagen beim Versicherten vom 01.02.1987 bis 31.10.1996 folgende
GesundheitsstÃ¶rungen vor:

1. Leicht- bis mittelgradige gemischtfÃ¶rmige restriktiv-ob-struktive
VentilationsstÃ¶rung der Atmung ohne anhaltende GasaustauschstÃ¶rungen bei
chronischer Bronchitis und LungenblÃ¤hung, Deformierungen der Bronchien im
rechten Lungenoberlappen nach Tuberkulose und nach akutem
Spontanpneumothorax rechts (August 1991), der ohne Komplikationen und ohne
wesentliche BelÃ¼ftungsstÃ¶rungen der rechten Lunge ausheilte.

2. Alkoholtoxisch verursachte Fettleber-Hepatitis mit Verdacht auf Leberzirrhose,
jedoch nur leichtere Synthese- und EntgiftungsstÃ¶rungen bei Ã¼ber Jahre
bestehendem Alkoholabusus, seit 1986 in Abstinenz.
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3. Vorwiegend persÃ¶nlichkeitsbedingte, reaktiv-neurotische StÃ¶rungen infolge
jahrelanger Arbeitslosigkeit und dadurch verursachter psychosozialer Konflikte bei
einfacher PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit.

4. Leichtgradige alkoholtoxische Polyneuropathie beider FÃ¼Ã�e.

GegenÃ¼ber 1981 und 1982 sei hinsichtlich der Lungentuberkulose zweifellos eine
entscheidende Besserung eingetreten und auch das Leberleiden habe nach einem
akut-entzÃ¼ndlichen Schub im November 1986 eine wesentliche Besserung
erfahren. Vom 01.02.1987 bis 1996 habe der Versicherte noch leichten bis
gelegentlich mittelschweren Arbeiten im Gehen, Sitzen oder Stehen, bei gÃ¼ns-
tiger Witterung auch im Freien nachgehen kÃ¶nnen. Nicht zumutbar gewesen seien
TÃ¤tigkeiten mit hÃ¤ufigem Temperaturwechsel und Feuchtigkeit oder NÃ¤sse
sowie mit Schadstoffbelastungen durch Rauch, StÃ¤ube oder DÃ¤mpfe. Auch
Nachtschichten seien dem Versicherten nicht mehr zumutbar gewesen. Als
Metallschleifer habe der Versicherte ebenso wenig wie als Spritzlackierer arbeiten
kÃ¶nnen, auch die TÃ¤tigkeit als Zimmermaler sei nur in beschrÃ¤nktem Umfang
zumutbar gewesen. Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt habe er jedoch unter den
Ã¼blichen Arbeitsbedingungen noch regelmÃ¤Ã�ig arbeiten kÃ¶nnen.

Das Sozialgericht Landshut hat die Klage, gestÃ¼tzt auf das Gutachten Dr.S. mit
Urteil vom 11.07.2003 abgewiesen. Es sei nicht nachgewiesen, dass der Eintritt
einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit vor dem 01.11.1996 erfolgt sei.

Gegen das am 29.10.2003 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 29.01.2004
Berufung eingelegt. Sie hat geltend gemacht, der Versicherte habe die fehlende
Untersuchung in den Jahren 1987/88 nicht zu vertreten, er sei damals nachweislich
reiseunfÃ¤hig gewesen. Nach dem 01.02.1987 sei ausweislich der vorliegenden
medizinischen Unterlagen keine Besserung eingetreten, so dass
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente auch im strittigen Zeitraum ab 01.02.1987 zu
gewÃ¤hren sei. Das Gericht hat den Psychiater Dr.S. mit einem Gutachten
beauftragt. Dieser hat angesichts fehlender medizinischer Befunde aus der Zeit von
August 1992 bis Januar 1996 eine sichere Aussage Ã¼ber den Gesundheitszustand
im strittigen Zeitraum fÃ¼r nicht mÃ¶glich gehalten. In den Monaten, in denen
Befunde zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden, hÃ¤tten folgende GesundheitsstÃ¶rungen
vorgelegen:

â�� Geringgradige restriktive und mÃ¤Ã�iggradige obstruktive respiratorische
Insuffizienz

â�� Chronische Bronchitis und Ã�berblÃ¤hung der Lungen

â�� Bronchiektasien in dem rechten oberen Lungenlappen

â�� Durch Fibrozirrhose zur Ruhe gekommene Tuberkulose des Lungenoberlappens
rechts

â�� Zustand nach Pneumothorax im August 1991
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â�� Alkoholtoxisch hervorgerufene Fettleberhepatitis bei Verdacht auf Leberzirrhose

â�� Chronischer Alkoholabusus

â�� Alkoholtoxische Polyneuropathie beider FÃ¼Ã�e

â�� Ã�ngstlich-dysphorisch gefÃ¤rbte neurotische Entwicklung.

Als Facharbeiter sei der Versicherte erheblich, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
gering- bis mÃ¤Ã�iggradig eingeschrÃ¤nkt gewesen. Leichte Arbeiten in
wechselnder KÃ¶rperhaltung in geschlossenen RÃ¤umen, zeitweise auch im Freien
seien zumutbar gewesen. Nicht zumutbar gewesen seien Arbeiten unter Zeitdruck,
in Wechselschicht, bei Nacht, mit Zwangshaltungen und solche Arbeiten, die die
volle GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde voraussetzten. Unzumutbar seien auch
Arbeiten mit Publikumsverkehr gewesen. Die Frage nach der zeitlichen
LeistungsfÃ¤higkeit kÃ¶nne nicht exakt beantwortet werden, weil ihm hierfÃ¼r
nicht die lÃ¼ckenlose Ã¤rztliche Dokumentation zur VerfÃ¼gung stehe.

In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 21.10.2004 hat der SachverstÃ¤ndige
ausgefÃ¼hrt, gestÃ¼tzt auf die in den Jahren 1985 und 1986 erhobenen Befunde
sei der Versicherte nicht in der Lage gewesen, Ã¼ber den 31.12.1986 hinaus bis
August 1992 berufliche TÃ¤tigkeiten vollschichtig zu verrichten. Unter
BerÃ¼cksichtigung sÃ¤mtlicher bisher gemachter Aussagen kÃ¶nne man mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zur Aussage gelangen, dass sein
LeistungsvermÃ¶gen auch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr gegeben
war, obwohl theoretisch noch vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit vorlag. Durch eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen erschiene eine
EinsatzfÃ¤higkeit in irgendeiner denkbaren TÃ¤tigkeit des freien Arbeitsmarkts
nicht mehr mÃ¶glich.

Dazu hat Dr.L. von Seiten der Beklagten am 27.12.2004 ausgefÃ¼hrt, die Aussage
des SachverstÃ¤ndigen sei nicht nachvollziehbar. Es sei kein Befund erkennbar, der
die GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde einschrÃ¤nke. Das Gutachten aus dem Jahre
1992 sei von Dr.S. nicht ausreichend diskutiert worden. Woraus er eine
Summierung ableite, sei nicht nachvollziehbar.

DemgegenÃ¼ber hat der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte das Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r Ã¼berzeugend gehalten. Die ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente
sei gerechtfertigt. Zumindest stehe Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
11.07.2003 aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom
20.01.1988 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.01.2000 zu
verurteilen, ab 01.02.1987 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte erklÃ¤rt sich in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 25.04.2005 bereit,
der KlÃ¤gerin fÃ¼r ihren verstorbenen Ehemann Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
fÃ¼r die Zeit vom 01.02.1987 bis 31.10.1996 zu gewÃ¤hren. Soweit das Begehren

                               5 / 8



 

der KlÃ¤gerin Ã¼ber dieses Angebot hinausgeht, beantragt sie, die Berufung gegen
das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 11.07.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Beklagtenakten, der Akten des
Sozialgerichts Landshut sowie der Berufungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig und
teilweise begrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 11.07.2003 ist
ebenso abzuÃ¤ndern wie der Bescheid der Beklagten vom 20.01.1988 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 11.01.2000. Als Rechtsnachfolgerin ihres
Ehemannes hat die KlÃ¤gerin Anspruch auf die dem Versicherten zustehende Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit vom 01.02.1987 bis 31.10.1996. Im
Ã�brigen ist ihre Berufung unbegrÃ¼ndet. Es ist nicht erwiesen, dass der
Versicherte im streitigen Zeitpunkt erwerbsunfÃ¤hig war.

Die RechtmÃ¤Ã�igkeit der angefochtenen Bescheide beurteilt sich entsprechend
der Rentenantragstellung vom 15.10.1986 nach dem bis zum In-Kraft-Treten des
SGB VI am 01.01.1992 geltenden Recht der RVO. Danach erhielt der Versicherte
Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, der berufsunfÃ¤hig war und zuletzt vor Eintritt der
BerufsunfÃ¤higkeit eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bt hat, wenn die Wartezeit erfÃ¼llt war (Â§ 1246 Abs.1 RVO). Unstreitig
hatte der Versicherte, der vom 01.12.1980 bis 30.04.1984 und wieder vom
03.07.1985 bis 31.01.1987 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit bezogen hat, die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt. Er war auch berufsunfÃ¤hig.
Dies hat die Beklagte in der mÃ¼ndlichen Verhandlung anerkannt, so dass sich
weitere AusfÃ¼hrungen erÃ¼brigen.

Die KlÃ¤gerin hat hingegen keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung von
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente fÃ¼r ihren verstorbenen Ehemann.

ErwerbsunfÃ¤hig ist der Versicherte, der infolge von Krankheit oder anderen
Gebrechen oder von SchwÃ¤che seine kÃ¶rperlichen oder geistigen KrÃ¤fte auf
nicht absehbare Zeit eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit nicht
mehr ausÃ¼ben oder nicht mehr als nur geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte durch
ErwerbstÃ¤tigkeit erzielen kann (Â§ 1247 Abs.2 RVO und im gleichen Sinn Â§ 44
Abs.2 SGB VI in der vom 01.01.1992 bis 31.12.2001 geltenden Fassung). Zweifellos
war der Versicherte nicht nur ab Beginn seiner Lungenerkrankung bis zum Ende der
ersten RentengewÃ¤hrung am 31.01.1987 und wieder ab dem Auftreten des
Rezidivs im Oktober 1996 in seiner LeistungsfÃ¤higkeit erheblich beeintrÃ¤chtigt.

Das AusmaÃ� der vorhandenen qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen ist
weitgehend unstrittig. Die Beklagte hat sich dem vom Sozialgericht zugezogenen
SachverstÃ¤ndigen Dr.S. angeschlossen, der als Facharzt fÃ¼r Lungen- und
Bronchialheilkunde besonders geeignet erscheint, die im Vordergrund stehenden
GesundheitsstÃ¶rungen sachgerecht zu beurteilen. Danach lagen im Zeitraum vom
01.02.1987 bis 31.10.1996 eine leicht- bis mittelgradige gemischtfÃ¶rmige,
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restriktiv obstruktive VentilationsstÃ¶rung der Atmung bei chronischer Bronchitis
und LungenblÃ¤hung und Bronchiektasien vor, nachdem die Tuberkulose des
rechten Lungenoberlappens unter Schrumpfung zur Ruhe gekommen war. Der
akute Spontanpneumothorax rechts, der im August 1991 einen stationÃ¤ren
Krankenhausaufenthalt zur Folge hatte, war ohne Komplikationen und ohne
wesentliche BelÃ¼ftungsstÃ¶rungen ausgeheilt. DarÃ¼ber hinaus bestanden eine
alkoholtoxisch verursachte Fettleberhepatitis, eine leichtgradige ebenso
alkoholtoxische Polyneuropathie beider FÃ¼Ã�e und eine vorwiegend
persÃ¶nlichkeitsbedingte, reaktiv neurotische StÃ¶rung bei einfacher
PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit. Unzumutbar waren dem Versicherten daher TÃ¤tigkeiten
mit hÃ¤ufigem Temperaturwechsel, mit Feuchtigkeit oder NÃ¤sse sowie mit
Schadstoffbelastungen durch Rauch, StÃ¤ube oder DÃ¤mpfe. Auch Nachtschichten
waren dem Versicherten nicht zumutbar. Dr.S. hat ebenso wie Dr.S. Arbeiten unter
besonderem Zeitdruck fÃ¼r ausgeschlossen erachtet. Nachvollziehbar ist
schlieÃ�lich, dass der Versicherte aufgrund seiner einfachen PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit
und nur vierjÃ¤hriger Schulausbildung keine hÃ¶her qualifizierten TÃ¤tigkeiten
ausÃ¼ben konnte. Nicht gefolgt werden kann Dr.S. jedoch, wenn er auch Arbeiten
ausschlieÃ�t, die die GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde voraussetzen. Zutreffend
wendet Dr.L. in seiner Stellungnahme vom 27.12.2004 ein, es sei kein Befund
erkennbar, woraus eine Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit in diesem Bereich
geschlossen werden kÃ¶nne. Im Positiven konnte der Versicherte also noch leichte
und ruhige Arbeiten zu ebener Erde in geschlossenen, sauberen und temperierten
RÃ¤umen erbringen. Voraussetzung war, dass es sich um einfache handwerkliche
TÃ¤tigkeiten handelte.

Es ist jedoch nicht nachgewiesen, dass die LeistungsfÃ¤higkeit des Versicherten in
zeitlicher Hinsicht eingeschrÃ¤nkt war. Zwar hat der gerichtlich bestellte
SachverstÃ¤ndige Dr.S. in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 21.10.2004
zusammenfassend festgestellt, dass der Versicherte auf dem Boden der
bestehenden komplex ausgestalteten MultimorbiditÃ¤t Ã¼ber den 31.12.1986
hinaus bis August 1992 nicht in der Lage gewesen sei, berufliche TÃ¤tigkeiten unter
qualitativen EinschrÃ¤nkungen vollschichtig zu verrichten. FÃ¼r die darÃ¼ber
hinaus gehende Zeit bis Januar 1996 sah er sich schon aufgrund fehlender
Ã¤rztlicher Unterlagen nicht in der Lage, den Gesundheitszustand zuverlÃ¤ssig zu
beurteilen. Zu Recht bemÃ¤ngelt Dr.L. , dass dem SachverstÃ¤ndigen in der
EinschÃ¤tzung der zeitlichen LeistungsfÃ¤higkeit nicht gefolgt werden kann, wenn
er schreibt, mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit sei ein
LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht gegeben gewesen,
obwohl theoretisch noch vollschichtige Arbeits- und LeistungsfÃ¤higkeit vorgelegen
habe. "Durch eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen
erscheine eine EinsatzfÃ¤higkeit in irgendeiner denkbaren TÃ¤tigkeit des freien
Arbeitsmarkts nicht mehr mÃ¶glich". Seine Auffassung begrÃ¼ndet der
SachverstÃ¤ndige mit dem RÃ¼ckgriff auf die 1985 und 1986 erhobenen
weitreichenden Befunde. Dabei lÃ¤sst er allerdings auÃ�er Acht, dass aus dem
Formblattgutachten JU 207 aus dem Jahr 1992 ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts hervorgeht.
Dieses Formblattgutachten stÃ¼tzte sich auf eine kÃ¶rperliche Untersuchung und
Befragung des Versicherten. Nachdem die Befunde aus dem Jahr 1985 und 1986
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lediglich eine Zeitrente begrÃ¼ndet haben und 1992 ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen bejaht worden ist, ist es nicht nachgewiesen, dass und in
welchem Umfang der 1986 nachgewiesene Zustand fortbestanden hat.
Anhaltspunkte fÃ¼r eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen fehlen. Mit seinem RestleistungsvermÃ¶gen war der
Versicherte in der Lage, eine Vielzahl von TÃ¤tigkeiten zu verrichten, wie sie
Ã¼blicherweise auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gefordert werden. Mangels
wesentlich eingeschrÃ¤nkten Geh-, Seh- und HÃ¶rvermÃ¶gens bei ausreichender
Belastbarkeit von WirbelsÃ¤ule und Herzkreislaufsystem erscheinen Verrichtungen
wie zum Beispiel Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Verpacken, Aufsicht und
Kontrolle mÃ¶glich. ErwerbsunfÃ¤higkeit ist daher nicht nachgewiesen.

Es mag sein, dass der Versicherte aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht in der Lage
war, den Vorladungen der Beklagten zur Untersuchung in Deutschland Folge zu
leisten. Die fehlende AufklÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts geht jedoch zu
seinen Las-ten. Hierauf hat das Sozialgericht zutreffend hingewiesen.

Aus diesen GrÃ¼nden war die Berufung nur teilweise begrÃ¼ndet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Damit wurde dem Umstand
Rechnung getragen, dass die Beklagte dem erst unmittelbar vor der Verhandlung
gestellten Hilfsantrag entsprochen hat.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 21.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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